Bewerbungsbogen für den Förderaufruf
„Televisiten in Pflegeeinrichtungen“
1. Wichtige Ausfüllhinweise zum Antragsformular
· Die Projekte können frühestens mit Bewilligung der Zuwendung beginnen und müssen spätestens am 31.12.2027 abgeschlossen sein. Bereits begonnene Projekte sind von einer Förderung ausgeschlossen.  Für die Fortsetzung bereits durch das Land geförderter Televisite Projekte ist in begründeten Fällen eine Anschlussfinanzierung möglich. Vorher dürfen insbesondere keine Lieferungs- und Leistungsverträge geschlossen werden. Kosten, die vor Beginn des Förderzeitraums entstanden sind, können nicht über die Projektförderung abgerechnet werden. 
· Der Projektträger muss einen kassenwirksamen Eigenanteil (Eigenmittel und/oder Drittmittel) in Höhe von mindestens zehn Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben einsetzen. Die Eigenmittel und/oder Drittmittel sowie Landesförderung sind anteilig über die Jahre 2026 und 2027 verteilt. Eigenmittel sind z.B. Spenden oder Mitgliedsbeiträge. Kosten des Stammpersonals im bisherigen Beschäftigungsumfang sind nicht zuwendungsfähig und ihre Finanzierung zählt daher nicht als Einsatz von Eigenmitteln. Zudem müssen Eigenmittel kassenwirksam für das gesamte Projekt eingesetzt werden. Als Drittmittel sind Mittel aus Programmen des Landes oder der Baden-Württemberg Stiftung ausgeschlossen. Drittmittel sind z.B. Teilnehmendenbeiträge.
· Eine Doppelförderung (=im Kosten- und Finanzierungsplan angegebene zuwendungsfähige Ausgaben werden bereits über andere Fördermittel finanziert) ist nicht möglich.
· Im Rahmen dieser Förderung kann das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration keine wegfallenden Drittfinanzierungen ersetzen.
· [bookmark: _Hlk199495682]Bei bestehender Vorsteuerabzugsberechtigung nach § 15 UStG dürfen nur die Netto-Ausgabebeträge angesetzt werden.
· Vergaberechtliche Regelungen müssen auch zwischen den Kooperationspartnern eingehalten werden.
· Sollte eine Weiterleitung von Zuwendungen durch den Zuwendungsempfänger in Betracht kommen, ist diese entsprechend der VV Nr. 12 ff zu § 44 LHO zu regeln.



Zuwendungsfähig sind Personal- und Sachausgaben, die zur Durchführung der geförderten Maßnahme notwendig sind und zusätzlich im Zusammenhang mit der Projektumsetzung entstehen.
Zuwendungsfähig sind insbesondere
· projektbezogene Personalkosten, d.h., wenn für die Durchführung des Projekts der Beschäftigungsumfang von Stammpersonal erhöht wird oder Personal neu eingestellt wird,
· projektbezogene Sachkosten, z.B.
· Miete für Veranstaltungsräume,
· Büromaterial,
· Telefonkosten,
· Honorare für Referentinnen und Referenten,
· Materialkosten,
· Erstattungen für Fahrtkosten (Projektbezogene Fahrtkosten mit dem PKW – bspw. von Referentinnen/Referenten – können mit 0,30 € pro km verrechnet werden. Für Fahrten mit dem ÖPNV kann die Höhe der Kosten der niedrigsten Beförderungsklasse aufgeführt werden.),
· sofern Ehrenamtliche Auslagenersatz erhalten, können nur projektbezogene Ausgaben wie z.B. Fahrtkosten abgerechnet werden.
Nicht zuwendungsfähig sind insbesondere
· Personalkosten, die durch eine Aufgabenumverteilung innerhalb des bisher bestehenden Beschäftigungsumfangs von Stammpersonal entstehen 
· Verpflegungskosten (Essen und Trinken),
· laufende Betriebskosten für bestehende Räume (Büromiete inklusive Nebenkosten wie z.B. Strom und Heizung),
· Mietkosten für Räume, die bereits ohne das Projekt genutzt werden
· Übernachtungskosten,
· Honorarzahlungen für Ehrenamtliche,
· Bau-, Investitionsausgaben,
· Zinsausgaben,
· Aufwandsentschädigungen,
· Gemeinkostenzuschläge,
· Pauschalen, wie zum Bsp. für Portogebühren oder Büromaterialien,
· Umsatzsteuerbeträge, die nach § 15 UStG als Vorsteuer abziehbar sind,
· Beiträge zu nicht gesetzlich vorgeschriebenen Versicherungen,
· Zuführungen an Rücklagen,
· Nicht kassenwirksame Aufwendungen und Kosten (Abschreibungen, Bildung von Rückstellungen, kalkulatorische Zinsen etc.),
· Entgelte, soweit sie den TV-L und die für das Land maßgeblichen sonstigen Tarifverträge übersteigen sowie über- oder außertarifliche Leistungen.




Alle Ausgaben müssen anhand nachvollziehbarer Belege nachgewiesen werden.



2. Projektangaben
2.1 Angaben zum Bewerber/ Projektträger
 
Zuwendungsberechtigt sind Einrichtungen in Baden-Württemberg, die eine ambulante, teilstationäre und stationäre pflegerische oder medizinische Versorgung pflegebedürftiger Menschen vornehmen. Außerdem sind auch Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie weitere juristische Personen (Verbände von Pflegeeinrichtungen etc.) zuwendungsberechtigt. 
Die Zuwendungen können gemäß VV Nummer 12 zu § 44 Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg (LHO) ganz oder teilweise an Dritte weitergeben werden. Dies ist im Antrag und im Kosten- und Finanzierungsplan deutlich zum Ausdruck zu bringen.
Projekte mit Kooperationen mehrerer Partner sind Voraussetzung. Die Rechtsfähigkeit der Antragstellerin bzw. des Antragsstellers wird vorausgesetzt. 

	Name der Organisation:
	

	Rechtsform:
	

	Anschrift (Straße, Hausnummer):
	

	Anschrift (PLZ, Ort):
	

	Homepage:
	

	E-Mail:
	



	Ansprechpartnerin/ Ansprechpartner:
	

	Funktion:
	

	Telefon:
	

	E-Mail:
	



2.2 Angaben zu Kooperationspartnern (bitte für jeden Kooperationspartner um weitere Felder ergänzen)
	[bookmark: _Hlk199497161]Name der Organisation:
	

	Rechtsform:
	

	Anschrift (Straße, Hausnummer):
	

	Anschrift (PLZ, Ort):
	

	Homepage:
	

	E-Mail:
	



	Ansprechpartnerin/ Ansprechpartner:
	

	Funktion:
	

	Telefon:
	

	E-Mail:
	





	Name der Organisation:
	

	Rechtsform:
	

	Anschrift (Straße, Hausnummer):
	

	Anschrift (PLZ, Ort):
	

	Homepage:
	

	E-Mail:
	



	Ansprechpartnerin/ Ansprechpartner:
	

	Funktion:
	

	Telefon:
	

	E-Mail:
	



2.3 Aufgaben-/ Verantwortungsbereich der jeweiligen Projektbeteiligten + Angabe Projekt- und Projektmanagementerfahrung




2.4 Kurzangaben zum Projekt
	Projekttitel
	

	Projektlaufzeit (von/bis):
	

	Wo soll das Projekt stattfinden? (Landkreis/ Kommune):
	




2.5 Beschreibung der Einrichtung
Bitte stellen Sie Ihre Einrichtung kurz vor und gehen Sie dabei auf die unten genannten Kriterien ein:
· Stationäre / teilstationäre / ambulante Pflegeeinrichtung
· Bereits integrierte digitale Anwendungen in der Organisation (TI, KIM…)
· Derzeit genutzte digitale Anwendungen in der Organisation im Bereich Televisite.
· Weitere integrierte digitale Anwendungen in der Organisation.
	












3. Beschreibung des Projekts
3.1 Welche Zielgruppe(n)/Akteure sprechen Sie mit dem Projekt an?
	





3.2 Bitte beschreiben Sie die Ausgangssituation:
	









3.3 Welche Projektziele sollen erreicht werden: (Bitte anhand der SMART-Regeln (Spezifisch, Messbar, Attraktiv, Realistisch und Terminiert) beschreiben.)
	








3.4 Bitte beschreiben Sie, worin der konkrete Nutzen/ Mehrwert für die Versorgung bzw. die Langzeitpflege/ Menschen mit Pflegebedarf/ Pflegende liegt:
	







3.5 Was macht das Projekt richtungsweisen/ innovativ und inwieweit werden Ergebnisse anderer Projekte einbezogen?
	








3.6 Wie soll gewährleistet werden, dass das Projekt in die Regelversorgung übertragen werden kann bzw. wie soll sonst eine Nachhaltigkeit erzielt werden? (Beschreibung Roll-Out-Szenario)
	








3.7 Wie wird der Austausch mit anderen IT-Systemen gewährleistet (Schnittstellen, Interoperabilität, gematik)?
	


3.8 Welche IT-Systeme werden genutzt oder sollen genutzt werden?
	· Primärsystem Pflege: 
· Primärsystem Arztpraxis: 
· System für die Videokommunikation: 
· Weitere smarte medizinische Diagnostik: 
· Sonstiges: 


3.9 Wie wird die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen einschließlich der Datensicherheit gewährleistet, wie wird mit den erhobenen Daten nach Ablauf des Projekts verfahren? Sind die datenschutzrechtliche Fragen bereits geklärt?
	


3.10 Welche Risiken des Ansatzes wurden identifiziert bzw. welche Maßnahmen zur Risikominimierung können getroffen werden (ethische, rechtliche und soziale Implikationen)?
	






3.11 Die Zielvorgaben der wissenschaftlichen Evaluation können (nach aktueller Einschätzung) erfüllt und umgesetzt werden.
	





3.12 Haben Sie für das Projekt bereits eine andere Förderung beantragt oder erhalten? Falls ja, von wem, in welcher Höhe und in welchem Zeitraum? 
	



Bitte fügen Sie einen Kosten- und Finanzierungsplan, aufgeschlüsselt auf die Jahre 2026 und 2027, sowie einen Ablauf-/Zeitplan incl. Meilensteine bei. Bitte nutzen Sie den für den Förderaufruf beigefügten Vordruck für den Kosten- und Finanzierungsplan.
Bitte senden Sie den Bewerbungsbogen ausschließlich per E-Mail an folgende Adresse: 
digitalisierung-pflege@sm.bwl.de
Ansprechperson für Rückfragen:
Amanda Breckner, Amanda.Breckner@sm.bwl.de, (0711) 123-3580
4. Erklärung
Hiermit erklären wir, dass
(bitte ankreuzen)
☐	das Projekt noch nicht begonnen wurde und bis zum Bewilligungszeitpunkt nicht begonnen wird oder
☐	das Projekt aktuell bereits gefördert wird und eine Anschlussbewilligung mit einem neuen innovativen Ansatz beantragt wird.
☐	die Angaben in diesem Antrag, dem Zeitplan, dem Kosten- und Finanzierungsplan sowie ggf. weitere Angaben richtig und vollständig sind.
☐	die Gesamtfinanzierung des Vorhabens bei Gewährung der beantragten Zuwendung gesichert ist;
[bookmark: _Hlk203114621]☐	die gesamten Finanzmittel, welche dem Kosten- und Finanzierungsplan zu Grunde liegen, vom antragstellenden Projektträger verwaltet wird und keine Mittelweiterleitung an Projektpartner vorgenommen werden oder
☐	alle oder ein Teil der Finanzmittel, welche dem Kosten- und Finanzierungsplan zu Grunde liegen, vom Projektträger an die Projektpartner weitergeleitet werden. Die Zuwendungen, welche an die Partner weitergeleitet werden sollen, habe ich im Kosten- und Finanzierungsplan aufgeschlüsselt. Ebenso die Eigenmittel, welche ggf. auf die Partner entfallen. Mir ist die VV Nr. 12 zu § 44 LHO und deren gesetzlichen Regelungen bekannt.
[bookmark: _Hlk203398899]☐	die Teilnahme von mindestens einer ambulanten, stationären oder teilstationären Pflegeeinrichtung und eines Arztes/ einer Ärztin, ansässig in Baden-Württemberg, ist gegeben.
☐	der Antragssteller/ die Antragstellerin sowie Projektteilnehmende sich dazu verpflichten , sich an der wissenschaftlichen Gesamtevaluation zu beteiligen und hierfür ein Stellenanteil im Kosten- und Finanzierungsplan vorgesehen ist.
☐	jede Veränderung gegenüber dem Projektantrag unverzüglich dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg mitgeteilt wird.
☐	das Projekt und die einzelnen Maßnahmen nicht aus anderen Programmen des Landes oder der Baden-Württemberg Stiftung gefördert wird und die erforderlichen Eigenmittel und/oder Drittmittel zur Verfügung stehen und das keine Doppelförderung besteht.
☐	eine Vorsteuerabzugsberechtigung nach § 15 UStG besteht. Hier dürfen nur die Netto-Ausgabebeträge angesetzt werden oder
☐	keine Vorsteuerabzugsberechtigung nach § 15 UStG besteht.
☐	uns die Pflicht zur Einhaltung vergaberechtlicher Regelungen nach den Allgemeinen Nebenbestimmungen zum Förderbescheid – zwischen den Kooperationspartnern – bekannt ist.
 ☐	Wenn Projektmittel vom Projektträger an Projektpartner weitergeleitet werden sollen, muss dies mit einem Weiterleitungsvertrag geschlossen werden. 
☐	es sich nicht um ein Projekt mit kommerzieller Orientierung oder parteipolitischer oder religiöser Ausrichtung handelt. Das beantragte Projekt enthält keine rassistischen, sexistischen, diskriminierenden oder herabwürdigenden Inhalte.
☐	
[bookmark: _GoBack]☐	das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg Einblick in das Projekt, deren Umsetzungsschritte, deren Projektergebnisse und deren Projektdaten, welche bis zum Abschluss des Projektes anfallen, bei Nachfrage erhält.
☐	die Antragstellerin/der Antragsteller zur Abgabe aller hier genannten Erklärungen bevollmächtigt ist.
☐	die folgenden Hinweise zur Strafbarkeit des Subventionsbetrugs nach § 264 Strafgesetzbuch (StGB) zur Kenntnis genommen wurden: Sämtliche im Förderantrag, den beigefügten Anlagen sowie während und nach der Maßnahme gemachten Angaben und eingereichte Unterlagen, insbesondere betreffend den Verwendungsnachweis, sind subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Abs. 9 StGB. Gleiches gilt für Angaben zur Verwendung geförderter Gegenstände sowie für Tatsachen, die durch Scheingeschäfte, Scheinhandlungen oder missbräuchliche Gestaltungen verdeckt werden.

Im Übrigen verweisen wir auf die allgemeinen Informationen des Ministeriums für Sozi-ales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg zum Schutz personenbezogener Daten unter:
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/header-und-foo-ter/datenschutz/allgemeine-datenschutzerklaerung/.


________________	______________________________________
Ort, Datum	 Unterschrift der/des Vertretungsberechtigten


